Verfahrensanweisung
Zur
Anwendung der Richtlinie zur Forderung des Austauschs
bestehender GSM-R-Funkmodule gegen storfeste GSM-R-
Funkmodule oder zum Einbau entsprechender Filter

A. Antrag auf Zuwendung fiir den Austausch bzw. Einbau

1. Antragstellung

Der Halter! oder Eigentimer eines Eisenbahnfahrzeugs oder das
Eisenbahnverkehrsunternehmen, das Eisenbahnfahrzeuge unterhalt, muss vor Beginn des
Projektes einen Antrag auf Zuwendung stellen (s. § 3 Abs. 1 der Richtlinie zur Férderung des
Austauschs bestehender GSM-R-Funkmodule gegen storfeste GSM-R-Funkmodule oder zum
Einbau entsprechender Filter vom 06. Mai 2019 in der Fassung der Anderung vom 09. Juli 2020
als Anlage 1 bzw. 2 zu dieser Verfahrensanweisung). Einzelheiten zum Forderverfahren sind
zudem im Zweiten Férderaufruf des BMVI v. 24.07.2020 (Anlage 3) geregelt. Auf der Website
des EBA werden potentiellen Antragstellern alle Anlagen dieser Verfahrensanweisung und
weitere Dokumente zur Veranschaulichung des Férderverfahrens (Musterablaufplane, FAQs)
zur Verfugung gestellt.? Zudem wird vor Antragstellung eine Beratung durch das EBA
angeboten (Sb5-erf-hal@eba.bund.de).

Der vollstandig ausgefuillte und original unterschriebene Antrag auf Erlass eines
Zuwendungsbescheides (Anlage 4) ist zu richten an das

Eisenbahn-Bundesamt

AulRenstelle Halle

Sachbereich 5

Ernst-Kamieth-StraRe 5

06112 Halle (Saale)

oder in elektronischer Form nach Maligabe der fiir die elektronische Kommunikation
geltenden Vorschriften (insbesondere §§ 3a, 37 und 41 VwVfG) an die De-Mail-Adresse
poststelle@eba-bund.de-mail.de

Der an der Forderung interessierte Antragsteller hat dabei dem Formblatt entsprechend auch
eine Ansprechperson mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse in seinem Anschreiben
anzugeben. Bei auslandischen Antragstellerinnen und Antragstellern ohne Sitz im Inland hat
dieser Ansprechperson bei zu benennenden inlandischen Empfangsbevollmachtigten tatig zu
sein. Die inlandischen Empfangsbevollméachtigten haben die Berechtigung zur Vertretung
durch Vorlage einer Vollmacht der ausldndischen Antragstellerinnen und Antragstellern
nachzuweisen.

1 Aus Grinden der einfacheren Lesbarkeit wird auf die geschlechtsspezifische Differenzierung, z. B.
Antragsteller/-in, verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung grundsatzlich fir alle
Geschlechter (m/w/d).

2 Alle Dokumente sind abrufbar unter https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Finanzierung/Foerderung_GSM-
R/foerderung_gsm-r_node.html.
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Mit Einreichung des Antrags versichert die Ansprechperson fiir den Halter/ Eigentlimer/ EVU,
dass alle Angaben und alle abgegebenen Erklarungen richtig und vollstandig sind.

2. Vorzeitiger MafSnahmenbeginn

Der Antragsteller kann beantragen, mit dem Projekt auf eigenes Risiko zu beginnen, bevor ein
Zuwendungsbescheid ergangen ist (vorzeitiger Mallnahmenbeginn). Hierzu ist ebenfalls ein
vollstandiger Antrag auf Erlass eines Zuwendungsbescheides einzureichen. Nach einer ersten
Prifung des Antrags in den wesentlichen Punkten kann bei einem positiven Ergebnis im
Einzelfall eine Genehmigung zum vorzeitigen, forderunschadlichen Beginn der MaRnahme
bzw. des Projektes erteilt werden. Nach einer zweiten Prifung des Antrags in allen zu
prifenden Punkten kann bei einem positiven Ergebnis ein Zuwendungsbescheid erteilt
werden. Naheres wird im Abschnitt B geregelt.

3. Elektronische Antragstellung

Ein elektronischer Antrag ist mittels absenderbestatigter De-Mail moglich. Die De-Mail, bei
der die sichere Anmeldung des Nutzers durch den De-Mail-Anbieter gemal} § 5 Abs. 5 De-Mail-
Gesetz bestatigt wird, kann im Verwaltungsverfahren nach § 3a Abs. 2 Nr. 2 und 3 VwWV{G die
durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform ersetzen.

4. Inhalt und Umfang des Antrags

Der Antragsteller hat neben dem Antrag auf Zuwendung (Anlage 4) die Anlage zum
Antragsvordruck (Anlage 4.1) ausfillen, die insbesondere folgende Angaben abfragt:
e die Bezeichnung des Fahrzeugs (z.B. Triebfahrzeug oder Steuerwagen),
e die NVR- Nummer,
e das Datum, an dem die Inbetriebnahmegenehmigung fiir das deutsche Netz erteilt
wurde,
e sofern Zutreffend: das Datum, an dem die Ausnahmegenehmigung nach § 5 oder § 9
Abs. 8 TEIV erteilt wurde,
e die Anzahl der umzuriistenden GSM-R-Endgerite,
e sofern Zutreffend: Die Anzahl der EDOR- Gerate (ETCS Data Only Radio),
e die voraussichtlichen Kosten bzw. Ausgaben der Umriistung pro Triebfahrzeug
e ein Auszahlungsplan aus dem hervorgeht, welche Auszahlungen oder Abrufe in
welchem Quartal beabsichtigt werden zu beantragen.

Antrage auf Zuwendung kénnen immer nur fiir samtliche GSM-R-Endgeradte und — sofern
zutreffend — EDOR-Gerate eines Fahrzeugs gestellt werden.

Ist der Antragsteller nicht Halter eines Eisenbahnfahrzeugs, fir dessen Umriistung eine
Zuwendung beantragt wird, ist dem Antrag zusatzlich eine Erklarung des Halters beizufligen
(Anlage 4.2 ,Zustimmung Halter”) und die Anlage 4.1. Bei der Anlage 4.1 hat der zustimmende
Halter lediglich die Felder A-E auszufiillen.

Um die Antragsprifung zu erleichtern, konnen die Listen in digitaler Form zusatzlich per E-
Mail Gbersandt oder angefordert werden. Mafigeblich sind immer nur die mit dem Antrag
eingereichten Listen. Sollen nach Abgabe des Antrags weitere Eisenbahnfahrzeuge
umgeriistet werden, ist ein neuer Antrag zu stellen. Werden nicht alle Eisenbahnfahrzeuge,
fir die ein Antrag gestellt worden ist, umgeristet, ist dies der Bewilligungsbehorde
unverziglich mitzuteilen und bei der Mittelanforderung/Mittelabruf zu bertcksichtigen Fir
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nicht umgeristete Fahrzeuge kann unter Berlicksichtigung der Fristen ggf. ein erneuter Antrag
gestellt werden, wenn das vorherige Forderverfahren abgeschlossen ist. Es besteht allerdings
auch die Moglichkeit den Umristzeitraum zu verlangern (siehe Abschnitt B.3.).

B. Forderverfahren

Alle erforderlichen Angaben sind vom Antragsteller mit dem Antrag auf Zuwendung (Anlage
4,4.1, ggf. 4.2) abzugeben. Die Umrilistung der im Antrag angegebenen Fahrzeuge wird als ein
Umristungsprojekt gewertet bzw. bezeichnet.

Das Forderverfahren beginnt mit dem Eingang des vollstandigen Antrags beim Eisenbahn-
Bundesamt. Es endet — sofern der Antrag nicht abgelehnt wird — mit dem Abschluss der
Verwendungspriifung bzw. — bei negativem Ausgang der Verwendungsprifung — mit Eingang
des zuriickgeforderten Betrages und dessen méglichen Verzinsung.

1. Bearbeitung des Antrags auf Zuwendung

Antrage auf Zuwendung konnen spatestens bis zum 30.06.2021 gestellt werden. Zur
Verwaltungsbeschleunigung werden friihere Antrage ausdriicklich begriiRt. Die Antragsteller
werden zudem dazu angehalten, die zur Umrlistung beabsichtigten Fahrzeuge moglichst in
einem Antrag zusammengefasst zu beantragen, auch wenn unterschiedliche Baureihen
umgeriistet werden sollen. Eine separate Beantragung soll dagegen bei der Anwendung
unterschiedlicher Umrist- bzw. Bemessungsvarianten (A, P und H) des Forderbetrages
erfolgen. Sie sollen in der Reihenfolge des Eingangs bearbeitet werden. Wird zusatzlich
beantragt mit dem Projekt zu beginnen, bevor ein Zuwendungsbescheid bestandskraftig ist
oder kann der Zuwendungsbescheid nicht vor dem beabsichtigten Beginn der MaBnahme
erteilt werden (vorzeitiger Mallnahmenbeginn), kann bei positivem Ergebnis einer ersten
Prifung des Antrags in den wesentlichen Punkten im Einzelfall eine Genehmigung zum
vorzeitigen Beginn der MaRBnahme bzw. des Projektes erteilt werden.

Der vorzeitige MalRnahmenbeginn ersetzt nicht die vollstandige Priifung des Antrags und nicht
den Erlass eines Zuwendungsbescheids. Als Vorhabenbeginn ist grundsatzlich der Abschluss
eines der Ausfliihrung zuzurechnender Lieferungs- oder Leistungsvertrag zu werten.

Strebt der Antragsteller im Ausnahmefall eine Anhebung des Forderbetrags gemaR § 5 Abs. 4
der Forderrichtlinie GSM-R an, ist ein entsprechender Antrag an das Bundesministerium fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zu richten (E-Mail: Ref-DG12@bmvi.bund.de, De-
Mail: poststelle@bmvi-bund.de-mail.de), der Ausnahmefall zu begriinden und mit Belegen
darzulegen. Stimmt das BMVI der Anhebung zu, erfolgt die Antragstellung und Bewilligung
beim Eisenbahn- Bundesamt. Mitgliedsunternehmen des VDV kdnnen auf das VDV-
Rundschreiben 26/2020 verwiesen werden. Auskiinfte erteilt das Referat DG 12 im BMVI.

Soweit dem Antrag entsprochen werden kann, ergeht ein Zuwendungsbescheid nach § 7
Absatz 3 der Forderrichtlinie GSM-R. Dieser kann insbesondere folgende Festlegungen
treffen:
1. Feststellung der Férderfahigkeit
i Antragsteller ist Halter/ Eigentiimer/ EVU,
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ii. Antragsteller ist wirtschaftlich leistungsfahig (kein Insolvenzverfahren
eroffnet und dergl.).

iii. Vorliegen forderfahiger Fahrzeuge: Noch nicht umgeristet; Zulassung vor
dem 05.07.2016 oder aufgrund einer Ausnahmegenehmigung nach § 5
oder § 9 Abs. 8 TEIV; keine Doppelférderung.

Gestattung der Umriistung als Voraussetzung der staatlichen Forderung nach GSM-R-
Richtlinie nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheides; diese Bestandskraft kann
durch Erklarung des Verzichts von Rechtsbehelfen beschleunigt herbeigefiihrt
werden — das Muster einer entsprechenden Erklarung kann auf der Website des EBA
unter ,Finanzierung — Férderung GSM-R“ heruntergeladen werden.

Zeitraum flr die Umristung (entspricht dem im Antrag angegebenen Zeitraum,
jedoch nicht tGiber das Datum hinaus, an dem die GSM-R-Richtlinie aulRer Kraft tritt).
Auferlegung von Nebenbestimmungen, namlich insbesondere der Bedingungen der
GSM-R-Richtlinie (Anlage 1) und der allgemeinen Nebenbestimmungen fir
Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P; ANBest-P-Kosten; Anlagen 5 und 6)
ggf. Besondere Nebenbestimmungen fir den Abruf von Zuwendungen (BN-Best-
Abruf, Anlage 7).

Konkretisierung hinsichtlich der Férderung in Hohe von 100 % bzw. 90% der
forderfahigen Ausgaben, hochstens jedoch 5 184 € pro umgeriistetem GSM-R-
Endgerat. Die forderfahigen Ausgaben werden zum Teil als Pauschalen ermittelt mit
der Folge, dass nicht alle Ausgaben beleghaft nachzuweisen sind. Hohere Ausgaben
kénnen in pauschalierten Bereichen nicht geltend gemacht werden, geringere
Ausgaben kommen dem Zuwendungsnehmer zugute. Hat das Bundesministerium fir
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) den Hochstbetrag der Férderung im
Einzelfall angehoben, sind die Ausgaben und ggf. festgelegten Pauschalen
entsprechend der Festlegung des BMVI anzusetzen.

Konkretisierung hinsichtlich des Beschaffungs- / Umriistungsvorgangs: Die
Umristung der GSM-R-Endgeréate (Austausch des Funkmoduls oder Einbau eines
Filters) kann von den Zuwendungsempfangern ohne Ausschreibung / formliches
Vergabeverfahren gemall UVgO, SektVO, GWB durchgefiihrt werden, entweder

i in Eigenleistung (d.h. in eigenen Werkstatten des Halters sowie in
Werkstatten von mit dem Halter gem. § 15 AktG verbundenen
Unternehmen) oder

ii. im Rahmen der planmaRigen Instandhaltung und Revision lber bereits mit
Dritten bestehende (Rahmen-)Vertrage zur Instandhaltung der Fahrzeuge
oder sonstiger Rahmenvertrage, wenn diese (Rahmen-) Vertrage keine
festen Abrufmengen oder Mindestabrufe beinhalten; dabei ist
unerheblich, ob diese bestehenden (Rahmen-) Vertrage seinerzeit gemaR
Nummer 3 ANBest-P vergeben worden sind oder nicht;

iii. der Abschluss neuer Liefer- oder Leistungsvertrage, die zur Umriistung der
GSM-R-Endgerate dienen sollen, obliegt dagegen den
Vergabebestimmungen gemal ANBest-P.

Konkretisierung hinsichtlich des einschlagigen Auszahlungsverfahrens (Anforderungs-
oder Abrufverfahren).

. Widerrufsvorbehalt im Fall fehlender Haushaltsmittel.

. Vorbehalt der nachtriglichen Anderung des Zuwendungsbescheides, insbesondere
bei Verlangerung des Zeitraums der Umriistung.



2. Umrliistung durch den Zuwendungsempfdinger

Der Zuwendungsempfanger riistet samtliche GSM-R-Endgerate der Eisenbahnfahrzeuge um,
fir die eine Zuwendung beantragt worden ist. Die Umrilistung kann in Eigenleistung oder im
Rahmen von Liefer- und Leistungsvertragen durch Auftragnehmer erfolgen.

3. (Méglicher) Anderungsbescheid

Der Zuwendungsempfinger kann einen Antrag auf Anderung des an ihn ergangenen
Zuwendungsbescheids stellen, wenn er die Umristung aus nicht von ihm zu vertretenen
Griunden nicht innerhalb des Bewilligungszeitraums vornehmen kann. Der Antrag ist schriftlich
oder elektronisch gemal den Regelungen zu A.1. zu stellen. Der Antragsteller hat die Griinde
fur die Verlangerung des Bewilligungszeitraumes darzulegen. Zu beachten ist, dass eine
Verlangerung des Bewilligungszeitraumes liber den 31.12.2021 hinaus ausgeschlossen ist.

Im Anderungsbescheid wird ausgesprochen, dass die MaRgaben des Zuwendungsbescheids
weiterhin gelten und sich auch auf den verlangerten Zeitraum fiir die Umrlstung beziehen.

Kein Anderungsbescheid ergeht, wenn zusitzliche Eisenbahnfahrzeuge umgeriistet werden
sollen oder der Antragsteller auf die Umriistung eines Fahrzeugs verzichtet. Fiir zuséatzliche
Eisenbahnfahrzeuge ist ein neuer Antrag auf Zuwendung zu stellen. Bei Verzicht auf die
Umristung von Eisenbahnfahrzeugen, fur die ein Zuwendungsbescheid erteilt wurde, hat der
Antragsteller den Verzicht unverziiglich, spatestens aber mit der letzten Mittelanforderung zu
erklaren.

Anderungen der Gesellschaftsform des Inhabers eines Zuwendungsbescheids, des
Firmennamens und des Firmensitzes und sonstiger fir die Forderung relevanter Vorgange,
wie insbesondere die Bestellung eines anderen Ansprechpartners, missen der
Bewilligungsbehorde (Eisenbahn- Bundesamt, Aufenstelle Halle) schriftlich mitgeteilt
werden. Die Anderungen fiihren in der Regel nicht zu einem Anderungsbescheid.

Der Fall einer Rechtsnachfolge ist im Einzelfall zu prifen. Der Zuwendungsempfanger hat zu
diesem Zweck die Bewilligungsbehérde unverziiglich iiber eine beabsichtigte Ubernahme/
VerauBerung von Fahrzeugen, die in einem Zuwendungsbescheid/Antrag erfasst sind, zu
unterrichten.

4. Bemessung der zuwendungsfdhigen Ausgaben

Da je nach Art und Ausfiihrung der Umristung (Austausch eines Funkmoduls, Nachriistung
eines Filters oder Austausch der gesamten GSM-R-Anlage, Eigen- oder Fremdleistung)
unterschiedliche zu bemessende Ausgaben anfallen kénnen, haben Antragsteller die
Wahlmoglichkeit zwischen zwei Methoden zur Bemessung der zuwendungsfahigen Kosten:

1. Weitgehende Pauschalierung (,,Bemessungsmethode P“) oder
2. Weitgehender Nachweis der Ausgaben (,Bemessungsmethode A“)
3. Festlegung durch das BMVI (,Bemessungsmethode H*)



I. Weitgehende Pauschalierung

Die weitgehende Pauschalierung (Bemessungsmethode P) ist dann anzuwenden, wenn
Leistungen nach § 5 Abs. 5 Buchstaben b, c, e oder f auch nur teilweise als Eigenleistungen
erfolgen.

Bei der weitgehenden Pauschalierung sind lediglich Belege fiir den Erwerb und die Lieferung
der nachzuristenden Komponenten (§5 Abs.5 Buchstabe a)) der Forderrichtlinie
einzureichen. Die Berechnung der gesamten zuwendungsfahigen Ausgaben bestimmt sich wie
folgt:

Ausgaben fur nachzuriistende Komponenten

+ 60% Ausgaben fur nachzuriistende Komponenten
= Zwischensumme
+ 8% Zwischensumme

= Gesamte zuwendungsfahige Ausgaben

Beispiel: Die Ausgaben fiir nachzuriistende Komponenten betragen 2 500 Euro. Zunachst ist
eine Pauschale in HOhe von 60 % bezogen auf die Ausgaben fir nachzuriistende Komponenten
zur Bemessung der Ausgaben flr die Bereiche nach § 5 Abs. 5 Buchstaben b, ¢, e und f der
GSM-R-Richtlinie (1 500 Euro) aufzuschlagen (Zwischensumme: 4 000 Euro).

AnschlieBend wird eine Pauschale in Hohe von 8 % auf die Zwischensumme (320 Euro)
aufgeschlagen, um die Kosten fiir Projektplanung und —administration (§ 5 Abs. 5 Buchst. d
der GSM-R-Richtlinie) abzugelten. Die gesamten zuwendungsfiahigen Ausgaben betragen
damit 4 320 Euro.

II. Weitgehender Nachweis der Ausgaben

Wahlt der Zuwendungsempfanger den Nachweis der Ausgaben (Bemessungsmethode A), sind
Ausgaben durch Belege nachzuweisen. Dies betrifft die Bereiche nach § 5 Abs. 5 Buchstaben
a, b, ¢, e und f der GSM-R-Richtlinie. AnschlieBend wird eine Pauschale in Hohe von 8 % auf
die beleghaft nachgewiesenen Ausgaben aufgeschlagen, um die Kosten fiir Projektplanung
und —administration (§ 5 Abs. 5 Buchst. d der GSM-R-Richtlinie) abzugelten.

Beispiel: Die Ausgaben fiir nachzuriistende Komponenten betragen 800 Euro, die Ausgaben
flir Aus-und Einbau einschlielllich Entsorgung betragen 3000 Euro, die Ausgaben fir
Messungen, Prifungen, Dokumentation und Genehmigung der Umristung weitere 1 700
Euro. Die Summe der beleghaft nachgewiesenen Ausgaben liegt damit bei 5 500 Euro. Hierauf
wird eine Pauschale in HOhe von 8 % aufgeschlagen (440 Euro), um die Kosten fiir
Projektplanung und —administration (§ 5 Abs. 5 Buchst. d der GSM-R-Richtlinie) abzugelten.
Die gesamten zuwendungsfahigen Ausgaben betragen in diesem Fall 5 940 Euro.

III. Festlegung durch das BMVI

Legt das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur einen gesonderten
Hochstbetrag flir die Umriistung bestimmter Fahrzeuge gemaR § 5 Abs. 4 Satz 2 der GSM-R-
Richtlinie fest, der der wirtschaftlichsten Variante der Umrlistung entspricht, werden die
zuwendungsfahigen Ausgaben nach Maligabe des Bundesministeriums fir Verkehr und
digitale Infrastruktur gesondert bemessen (Bemessungsmethode H). Maligeblich fir die



Bemessung und die Nachweisforderungen sind somit ausschlieBlich die Bestimmungen des
BMVI.

IV. Berechnung der Zuwendung

In jedem Fall betragt der Betrag der Zuwendung (auszuzahlender Betrag) 100 % (bzw. bei
Verkehrsleistungen Gberwiegend im Schienenpersonenfernverkehr 90%) der gesamten, nach
den vorstehenden Methoden ermittelten zuwendungsfiahigen Ausgaben bzw. Kosten,
hochstens jedoch 5 184 Euro pro GSM-R-Endgerat oder der vom BMVI im Einzelfall festgelegte
Hochstbetrag. Ein Eisenbahnfahrzeug kann mit bis zu drei GSM-R-Endgeraten ausgeristet
sein.

5. Auszahlungsmodalitdten der Zuwendung

Das Verfahren zur Auszahlung der Foérdermittel und weitere Einzelheiten legt die
Bewilligungsbehorde im Zuwendungsbescheid fest. Die fir das jeweilige Verfahren
erforderlichen Formulare werden zum Download auf der Website des EBA bereitgehalten.

Grundsatzlich kommen folgende Auszahlungsmodalitditen gemall der Forderrichtlinie in
Betracht:

a) Anforderungsverfahren

Beim Anforderungsverfahren fordert der Zuwendungsempfanger die Mittel bei der
Bewilligungsbehorde an. Hierzu ist der Ausdruck ,Mittelanforderung” (Anlage 8 und 8.1), der
auf der Website zur Verfligung steht, zu verwenden. Zu beachten ist, dass die
Bewilligungsbehorde nur in Einzelfdllen, d.h. bei einer sehr geringen Fahrzeuganzahl eine
Auszahlung erst nach Nachweis der abgeschlossenen Umristung vorsehen wird (vgl. aa).
Grundsatzlich konnen Zuwendungsempfanger also auch vor vollstandiger Umristung Mittel
sukzessive anfordern (vgl. unter bb).

Die Mittelanforderung ist im Anforderungsverfahren unter Verwendung des Vordrucks stets
an Referat 42, E-Mail: GSM-R-Ref42@eba.bund.de zu richten.

aa) Nachschiissige Auszahlung

Bei geringem Umfang des Umristungsprojekts kann die Bewilligungsbehorde im
Zuwendungsbescheid eine nachschiissige Zahlung vorsehen. Dies bedeutet, dass Mittel erst
nach Nachweis der abgeschlossenen Umristung ausgezahlt werden kdnnen.

Der Halter der umzuriistenden Eisenbahnfahrzeuge hat hier mit der Mittelanforderung samt
Anlagen (Anlage 8 und 8.1) die erforderlichen Angaben zu machen.

Gegebenenfalls ist im Antrag der Verzicht auf die Umristung von Fahrzeugen zu erklaren, fir
deren Umristung ein Zuwendungsbescheid erteilt worden ist. Die erforderlichen Angaben
sind dem Antrag in Form von Listen nach vorgegebenem Muster beizufiigen (Anlage 9). Dabei
hat der Zuwendungsempfanger bzw. die fiir ihn handelnde Person auch die Kenntnisnahme
der Mitteilung des EBA zur Subventionserheblichkeit zu erklaren.
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Die Mittelanforderung ist spatestens zum 15.10.2021 zu stellen.

bb) Vorschiissige Auszahlung

Auch hier erfolgt die Auszahlung der Bundesmittel nach Anforderung durch den Antragsteller
(Anlage 8, 8.1). Jedoch kann der Zuwendungsempfanger hier bereits wdhrend der Umriistung
erforderliche Mittel beim EBA anfordern. Voraussetzung ist, dass die Mittel innerhalb von
sechs Wochen nach Auszahlung fiir fillige Rechnungen verwendet werden. Um eine
Auszahlung innerhalb der Geltungsdauer der Forderrichtlinie sicherzustellen, muss die letzte
Mittelanforderung durch den Zuwendungsempfanger bis zum 15.10.2021 beim EBA
vorliegen. Zu beachten ist, dass die Mittelanforderung bis zum 15.10.2021 die
voraussichtlich benotigte Hohe der Bundesmittel fiir nach der Auszahlung bis 31.12.2021
fallige Rechnungen beinhalten muss. Nicht damit verbunden ist die Pflicht, dass auch (alle)
Rechnungen bis zu diesem Datum bereits vorliegen miissen. Nach Erhalt der Bundesmittel hat
der Zuwendungsempfanger die Mittel innerhalb von 6 Wochen, spatestens jedoch bis zum
31.12.2021 (Bewilligungszeitraumsende) fir fallige Rechnungen zu verwenden. Eine
Rechnung zum 31.12.2021 ist somit mdglich, allerdings ist zu beachten, dass die Bundesmittel
hier noch am selben Tag, also am 31.12.2021 (d.h. innerhalb des Bewilligungszeitraumes) fir
fallige Rechnungen verwendet werden miissen

Wenn flir den Zuwendungsempfanger erkennbar ist, dass Rechnungen im Zeitraum nach dem
26.11.2021 fallig werden, kann es erforderlich sein zwei Auszahlungen vorzusehen, um die
Einhaltung der 6-Wochen-Verwendungsfrist zu gewahrleisten. Eine Auszahlung fir den
Zeitraum 15.10.2021 bis 26.11.2021. Eine weitere Auszahlung fir Rechnungen die nach dem
26.11.2021 fallig werden (siehe Beispiel 3). In der Mittelanforderung miissen die
voraussichtlichen Falligkeiten angegeben werden.

Beispiel 1: Der Zuwendungsempfanger fordert die geschatzten, benétigten Bundesmittel bis
zum 15.10.2021 beim EBA ein. Das EBA zahlt die Mittel am 19.11.2021 aus. Der
Zuwendungsempfanger muss die Mittel innerhalb von sechs Wochen (hier: 31.12.2021), aber
auch innerhalb des Bewilligungszeitraumes (hier ebenfalls: 31.12.2021) fir fallige Rechnungen
verwenden.

Beispiel 2: Der Zuwendungsempfanger fordert die geschatzten, benétigten Bundesmittel bis
zum 15.10.2021 beim EBA an. Das EBA zahlt die Mittel am 30.11.2021 aus. Der
Zuwendungsempfanger muss die Mittel innerhalb von sechs Wochen (hier: 11.01.2022), aber
spatestens bis zum 31.12.2021 fir fallige Rechnungen verwenden. Da die Verwendungsfrist
hier Giber den Bewilligungszeitraum hinausgeht, ist die Frist 31.12.2021 maRgeblich.

Beispiel 3: Der Zuwendungsempfinger erwartet zwei Rechnungen. Die erste Rechnung ist
voraussichtlich fallig zum 29.10.2021. Die zweite Rechnung ist voraussichtlich fallig am
31.12.2021. Auf den bis zum 15.10.2021 zu stellenden Antrag auf Mittelanforderung kann
nicht nur eine Auszahlung folgen, da sonst ggf. abhdngig vom Auszahlungsdatum dem
Zuwendungsempfanger keine Moglichkeit bliebe, die Mittel innerhalb von sechs Wochen zu
verbrauchen. Wiirden die Mittel vollstéandig (d.h. auch fir die zweite Rechnung) mit Gutschrift
zum 28.10.2021 ausgezahlt, missten die Mittel innerhalb von sechs Wochen, d.h. bis
09.12.2021 verbraucht sein. Da der Zuwendungsempfanger hier keinen Einfluss auf den



Zeitpunkt der Auszahlung hat, ware hier deshalb durch die Bewilligungsbehérde eine zweite
Auszahlung vorzusehen.

Innerhalb des Anwendungsfalls der vorschiissigen Auszahlung ist weiterhin zu differenzieren,
ob bei der Bemessung der zuwendungsfahigen Ausgaben (siehe hierzu Nr. 4)

- die weitgehende Pauschalierung (,Bemessungsmethode P“) oder

- der weitgehende Nachweis der Ausgaben (,,Bemessungsmethode A“) oder

- fir die Hochstbetragsfinanzierung die ,,Bemessungsmethode H”

zur Anwendung kommt.

aaa) Bemessungsmethode P

Der Zuwendungsempfanger beantragt mit der Anlage 8 und 8.1 die Auszahlung fiir die
Rechnungen der nachzuriistenden Komponenten. Die Auszahlung erfolgt mittels zweier
Zahlungen. Zunachst wird der beantragte Betrag der Rechnungen zuziiglich der
Verwaltungspauschale in H6he von 8% auf den Rechnungsbetrag ausgezahlt. Zugleich wird
durch das EBA eine zweite Zahlung, die einen Monat spater erfolgt, hinsichtlich der
Pauschale in Hohe von 60% zuzliglich der Verwaltungspauschale in Hohe von 8% auf den
Pauschalbetrag (siehe hierzu unten 4.1. dieser Verfahrensanweisung), veranlasst. Beide
Zahlungen werden mit der Mittelanforderung gemaR der Anlage 8 beantragt. Mit der 2.
Auszahlung einen Monat spater wird die Falligkeit der Pauschale simuliert.

bbb) Bemessungsmethode A

Der Zuwendungsempfanger beantragt fur vorliegende bzw. in den nachsten sechs Wochen
erwartete fallige Rechnungen die Auszahlung.

Es ist zu beachten, dass je Fahrzeug nur eine Mittelanforderung mit der Anlage 8 und 8.1
gestellt wird. Sofern fir die Umriistung mehrere Rechnungen anfallen, sind diese in der
Mittelanforderung zusammenzufassen und in einer Zeile darzustellen.

Sollten Rechnungen bzw. erwartete Rechnungen einen zeitlichen Abstand von mehr als
sechs Wochen haben, darf dennoch pro Fahrzeug nur eine Mittelanforderung erfolgen.

Die Mittelanforderung ist durch den Zuwendungsempfanger so zu steuern, dass
sichergestellt, dass keine vorfristige Mittelinanspruchnahme erfolgt, d.h. die angeforderten
Mittel miissen innerhalb von sechs Wochen nach Auszahlung fiir fallige Rechnungen
verbraucht worden sein.

ccc) Bemessungsmethode H

Hier kann entweder das Vorgehen der Bemessungsmethode P oder A oder eine Vermengung
beider Methoden zur Anwendung kommen. Es ist entsprechend der Festlegung des BMVI
bzw. des Zuwendungsbescheides zu verfahren.

b) Abrufverfahren

Uberschreitet die jahrliche Zuwendung den Betrag von 500.000 Euro ist das Abrufverfahren
vorzusehen. Mit dem Zuwendungsbescheid ist die Berechtigung, aber auch die Verpflichtung
des Zuwendungsempfangers verbunden, die von ihm bendtigten Mittel selbstéindig bei der
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Bundeskasse Trier abzurufen. Das Verfahren zur Inanspruchnahme der Bundesmittel ist in den
Besonderen Nebenbestimmungen fir den Abruf von Zuwendungen (BNBest- Abruf; Anlage 6)
geregelt. Zudem wird insbesondere auf den ,Handlungsleitfaden zum Abrufverfahren bei
Zuwendungen des Bundes im Zusammenhang mit Zuwendungen nach der Forderrichtlinie
GSM-R“ verwiesen (Anlage 10 samt Anhdnge 10.1-10.4).

Unter der Voraussetzung, dass es sich nicht um eine einmalige Auszahlung der Zuwendung
handelt, kann ein Zuwendungsempfanger auch bei Unterschreitung der jahrlichen Zuwendung
von 500.000 Euro das Abrufverfahren im Einzelfall praktizieren. Im Antragsformular hat der
Antragsteller hierzu kenntlich zu machen, dass er trotz Unterschreitens des Schwellenwertes
das Abrufverfahren nutzen moéchte. Die Bewilligungsbehorde prift dann im Einzelfall, ob der
Antragsteller zum Abrufverfahren zugelassen werden kann und stellt dies im
Zuwendungsbescheid fest.

Besondere Hinweise fiir den Zeitpunkt (Falligkeit) des Abrufes (siehe auch Abschnitt 3 der
Anlage 10 (Handlungsleitfaden zum Abrufverfahren GSM-R)):

aa. Bemessungsmethode P

Beispiel Abruf bei einem Rechnungsbetrag fiir Materialkosten von 1.000 Euro:

Es sind zwei Abrufe erforderlich.

Der erste Abruf erfolgt fiir die Rechnung zuziiglich der 8% Pauschale.

Der zweite Abruf erfolgt einen Monat spater fir die 60% Pauschale zuzlglich der 8%
Pauschale (VP). Mit dem 2. Abruf einen Monat spater wird die Falligkeit der Pauschale
simuliert.

Erster Abruf:

- Zum Zeitpunkt der Falligkeit der Rechnung (als Datum des Mittelabrufs (ein Tag vor der
Falligkeit)/der Falligkeit wird 31.03.2021 angenommen) kann der Rechnungsbetrag
zuziglich der Pauschale (VP) in Hohe von 8% abgerufen werden.

- Ausfillhinweis Anlage 10.3:

Name des Rechnungs- Bezeichnung der fiir die
Ifd. Nr. ) Rechungsbetrag
Rechnungsstellers datum Rechnung erbrachten Leistungen
1 Fa. Mustermermann 28.02.2021 Material 1.000 Euro
2 |VPzulfd.Nr.1 - 8% 80 Euro

Zweiter Abruf:

- Der Abruf der Pauschale in Hohe von 60% erfolgt einen Monat nach dem Abruf
hinsichtlich der Materialien —im Beispiel am 30.04.2021)

- Ausfillhinweis Anlage 10.3:

10



Name des Rechnungs- Bezeichnung der fiir die
Ifd. Nr. ) Rechungsbetrag
Rechnungsstellers datum Rechnung erbrachten Leistungen
1 Pauschale zur Ifd. Nr. 1 31.03.2021  |60% 600 Euro
des Abrufs v. 31.03.2021
2 |VPzulfd.Nr.1 - 8% 48 Euro

bb. Bemessungsmethode A

Hier sind jeweils die falligen Rechnungen einzutragen. Die 8%-ige Pauschale ist in einer
zweiten Zeile anzugeben.

Ausfillhinweis Anlage 10.3:

Name des Rechnungs- Bezeichnung der fiir die
Ifd. Mr. ) Rechungsbetrag
Rechnungsstellers datum Rechnung erbrachten Leistungen
1 Fa. Mustermermann 28.02.2021 Material 1.000,00 €
2 VP zu Ifd. Nr. 1 - 8% 80,00 €
3 Fa. XY 25.02.2021 Einbaukosten 1.500,00 €
4 VP zu Ifd. Nr. 3 = 8% 120,00 €

c. Bemessungsmethode H (gesonderter Forderh6chstbetrag z.B. gemaR Nr. 3 des 2.
Forderaufrufs

Hier kann entweder das Vorgehen der Bemessungsmethode P oder A oder eine Vermengung
beider Methoden zur Anwendung kommen. Es ist entsprechend der Festlegung des BMVI
bzw. des Zuwendungsbescheides zu verfahren.

C. Verwendungspriifung

1. Durchfiihrung

Im Zuwendungsbescheid wird der Zeitraum fiir die durchzufiihrenden Umriistungen benannt.
Der Zeitraum kann durch Anderung des Zuwendungsbescheids verlingert werden, wenn der
Zuwendungsempfanger die Umristung aus nicht von ihm zu vertretenen Griinden nicht in
dem im Antrag angegebenen Zeitraum vornehmen kann.

Der Verwendungsnachweis entsprechend Muster (Anlage 11) ist sechs Monate nach
Abschluss des Umristungsprojektes spatestens zum 30. Juni des Folgejahres bei der jeweils
im Zuwendungsbescheid bestimmte AulBenstelle des Eisenbahn-Bundesamtes vorzulegen. Ein
Zwischennachweis Uber die in einem Haushaltsjahr abgerufenen Betrage ist jeweils bis zum
31. Mai des Folgejahres zu erbringen, wenn das Umristungsprojekt nicht bis zum Ende des
entsprechenden Haushaltsjahres abgeschlossen wurde.
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Es besteht ebenfalls die Moglichkeit, den Verwendungs- bzw. Zwischennachweis als
eingescanntes bzw. digitales Dokument in elektronischer Form nach MaRgabe der fiir die
elektronische Kommunikation geltenden Vorschriften (insbesondere §§ 3a, 37 und 41) an die
De-Mail-Adresse poststelle@eba-bund.de-mail.de vorzulegen.

Dem Verwendungsnachweis ist ein Exemplar des Antrags (Kopie des urspriinglichen Antrags)
beizufigen, in welchem die endglltigen Daten so einzutragen / zu korrigieren sind, dass
eventuelle Abweichungen erkennbar sind.

Zum Zwecke der Verwendungsprifung sind die zahlungsbegriindenden Unterlagen in einer
projektbezogenen Belegablage bis zum Ablauf des fiinften Jahres nach Inbetriebnahme
vorzuhalten.

Zur Verwendungsprifung wird darauf hingewiesen, dass dem Zuwendungsempfanger gemafk
Nummer 6.1 ANBest-P auferlegt ist, Beschaftigten des EBA zu gestatten, Blicher, Belege und
sonstige Geschaftsunterlagen des Zuwendungsempfangers einzusehen oder elektronische
Kopien anzufordern, sowie die Verwendung der Zuwendung durch ortliche Erhebungen zu
prifen oder durch Beauftragte prifen zu lassen. Zu Prifungszwecken hat daher der
Zuwendungsempfanger Beschaftigten des EBA und sonstiger Priifbehérden den Zugang zu
seinen Anlagen zu gewdhren. Letzteres bezieht sich auf die stichprobenweise Priifung, ob ein
Fahrzeug tatsachlich mit umgeristeten GSM-R-Endgeraten fahrt (Erfolgskontrolle).

Im Ubrigen wird die Verwendungspriifung auch darin bestehen, dass die Bewilligungsbehérde
unter Bezugnahme auf die vom Antragsteller abgegebenen Erklarungen bei Vertragspartnern
die fir die Forderung einschlagigen Angaben im Wege der Informationseinholung liberpruft.

Hinzuweisen ist zudem auf das unabhangig von der Prifung durch die Bewilligungsbehorde
bestehende Priifrecht des Bundesrechnungshofs gemall § 7 Absatz 6 der GSM-R-Richtlinie
und Nummer 7.3 ANBest-P in Verbindung mit §§ 91, 100 der Bundeshaushaltsordnung (BHO)
beim Zuwendungsempfanger.

2. (Mogliche) Riickerstattung und Verzinsung

Insbesondere die Feststellungen im Rahmen der Verwendungsprifung kénnen zur teilweisen
und ggf. vollstandigen Rickforderung zugewendeter Mittel fiihren. Die Riickforderung wird
nach den §§ 49, 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) ausgesprochen. Die
Regelungen zu Nr. 8 der VV zu § 44 BHO gelten.

Bonn, im April 2021

gez. Reinhard Hennes
(Leiter der Abteilung 4)

12



	Verfahrensanweisung zur Anwendung der Richtlinie zur Förderung des Austauschs bestehender GSM-R-Funkmodule gegen störfeste GSM-R-Funkmodule oder zum Einbau entsprechender Filter
	A. Antrag auf Zuwendung für den Austausch bzw. Einbau
	1. Antragstellung
	2. Vorzeitiger Maßnahmenbeginn
	3. Elektronische Antragstellung
	4. Inhalt und Umfang des Antrags

	B. Förderverfahren
	1. Bearbeitung des Antrags auf Zuwendung
	2. Umrüstung durch den Zuwendungsempfänger
	3. (Möglicher) Änderungsbescheid
	4. Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben
	I. Weitgehende Pauschalierung
	II. Weitgehender Nachweis der Ausgaben
	III. Festlegung durch das BMVI
	IV. Berechnung der Zuwendung

	5. Auszahlungsmodalitäten der Zuwendung

	C. Verwendungsprüfung
	1. Durchführung
	2. (Mögliche) Rückerstattung und Verzinsung


	Datei drucken
	Datei speichern unter
	Zoomfaktor anpassen

